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Constanze Hacke
Köln

V iele Unternehmer sind im-
mer noch ohne ihn unter-
wegs. Dabei ist es gerade
für inhabergeführte Unter-

nehmen in Handwerk, Handel und
den Freien Berufen enorm wichtig,
einen Ehevertrag zu haben. Das
zeigt ein aktuelles Urteil des Bun-
desgerichtshofs (Az.: XII ZR 40/09).
In diesem Verfahren klärte der fami-
lienrechtliche Senat des BGH end-
gültig, dass der sogenannte Good-
will, also die immateriellen Werte
eines Unternehmens, beim Zuge-
winnausgleich berücksichtigt wer-
den muss. Die Folge: Auch Wertstei-
gerungen beim ideellen Firmen-
wert müssen bei einer Scheidung in
Geld ausgeglichen werden. Geld,
das womöglich nicht in liquiden Mit-
teln verfügbar ist und zum Zwangs-
verkauf des Unternehmens führen
kann.

Zugleich fasst das Urteil die Krite-
rien der Unternehmensbewertung
neu zusammen. Künftig gilt hier die
modifizierte Ertragswertmethode.
Wie die funktioniert, erklärt der Kas-
seler Rechtsanwalt Thomas Herr,
Spezialist für Familienrecht: „Der
Wert wird in vier Schritten ermittelt.
Zunächst wird der Substanzwert,
also der Wert für Inventar, Grund-
stück, Kontoguthaben etc., berech-
net. Dazu kommt der immaterielle
Wert, der Goodwill.“ Der Goodwill ist
der Betrag, der für den Kunden-
stamm, den Ruf des Unternehmens
oder eine gute Lage der Firmenge-
bäude angesetzt wird. Davon abgezo-
gen werden dann ein gedachter Un-
ternehmenslohn und fiktive Er-
tragssteuern bei einem mög-
lichen Verkauf.

Der ideelle Wert
einer Firma ist
schwer zu ermit-
teln; der BGH
schlägt als Faustfor-
mel 90 Prozent des
Durchschnittsge-
winns der letzten
drei Jahre vor dem
Scheidungsantrag
vor. Allerdings sind
bestimmte Dinge von

vorneherein unverkäuflich. „Ist die
Kundschaft völlig auf den Inhaber
als Person fixiert und sind sonst
keine immateriellen Wertkriterien
erfüllt, kann der Goodwill gegen
null Euro tendieren“, so Rechtsan-
walt Herr. Häufig jedoch ist es umge-
kehrt und der Goodwill ist sehr
hoch. Das hat gerade in Familienun-
ternehmen Auswirkungen auf meh-
rere Generationen. Umso problema-
tischer ist es nach Erfahrung von
Rechtsanwalt Herr, wenn ein Ehe-
vertrag fehlt.

Heidi Kluth ist Geschäftsführerin
eines klassischen Familienunterneh-
mens im Handwerk. Gemeinsam
mit ihrem Mann führt sie den Haus-

technik-Betrieb bereits in der drit-
ten Generation. Als Vorsitzende des
Bundesverbands der Unternehmer-
frauen im Handwerk weiß sie, dass
viele Unternehmer noch nicht sensi-
bilisiert sind für das Thema Ehever-
trag: „Ich habe schon
von Fällen gehört, in
denen bei einer Unter-
nehmensnachfolge die
Übergeber im Alter
noch in Schwierigkei-
ten geraten sind.“ Da
sei die Ehe der nächs-
ten Generation in die
Brüche gegangen, und
„weil es vielfach keinen Ehevertrag
gab, ging der Betrieb gleich mit ka-
putt – und damit die Altersvorsorge
für die übergebende Generation“.

Die Aachener Fachanwältin für Fa-
milienrecht, Martina Mainz-Kwas-
niok, kennt das Problem: „Zwar ha-

ben Unternehmer im Vergleich zur
sonstigen Bevölkerung geringere
Hemmschwellen, ihre Projekte ei-
ner Risikoanalyse zu unterziehen.
Da liegt der Abschluss eines Ehever-
trags nahe. Aber dazu gehören ja

auch immer zwei. Auch
der andere Ehepartner
muss dafür zu begeis-
tern sein.“

Heidi Kluth hat das
für sich persönlich an-
ders gelöst, nicht mit ei-
nem Ehevertrag, son-
dern mit einer GmbH.
Davon gehören 49 Pro-

zent der Anteile Heidi Kluth und 51
Prozent ihrem Mann. Das Privatver-
mögen gehört ihnen beiden zu glei-
chen Teilen. Heute würde sie es an-
ders lösen: „Wenn ich heute den Be-
trieb weitergeben würde an meinen
Sohn oder meine Tochter, würde
ich schon das Thema Ehevertrag ins
Gespräch bringen.“

Über einen solchen Ehevertrag
lassen sich verschiedene Regelun-
gen treffen, erläutert Thomas Diehn
von der Bundesnotarkammer: „Ver-
einbart werden können Gütertren-
nung oder Modifizierungen der Zu-
gewinngemeinschaft. Häufig wer-
den beispielsweise Unternehmen
ganz vom Zugewinnausgleich ausge-
schlossen.“ Mainz-Kwasniok hält
das für problematisch: „Oft beruht
der Erfolg ja auf dem Einsatz des an-
deren Ehegatten, nicht nur, wenn
der aktiv die Buchhaltung geführt
hat, sondern auch, weil dem Unter-
nehmer der Rücken freigehalten
wurde.“

Soll das Unternehmen zum Zuge-
winnausgleich gehören, lassen sich
Streitigkeiten über die Bewertung
des Unternehmens durch den Ehe-
vertrag vermeiden. „Im Vertrag
kann man die Bewertungsmethode
festlegen. Denkbar sind auch pau-
schale Ansätze, um Ermittlungs-
schwierigkeiten von vornherein aus-
zuschließen“, sagt Thomas Diehn.
Die Kosten für einen Ehevertrag
richten sich nach dem Reinvermö-
gen der Ehepartner. Kosten, die im
Vergleich zu einem existenzbedro-
henden Scheidungsverfahren gut in-
vestiert scheinen.

Klaus J. Hopt
Hamburg

Unternehmensgruppen mit
Müttern und selbstständigen
Töchtern in verschiedenen

Ländern – so sieht heutzutage die
Unternehmensrealität aus. Die
Rechtsordnungen, zumal die euro-
päische, tun sich mit deren Rege-
lung schwer. Ein eigentliches euro-
päisches Konzernrecht gibt es
nicht. Das führt dazu, dass sich ge-
bietsspezifische und im Einzelnen
problematische Regeln für Unter-
nehmensgruppen entwickeln. So
hat der EuGH in mehreren Fällen
(Akzo Nobel, General Química) und
im Juli 2011 das EuG (Arkema
France/Total und Elf Aquitaine) die
Praxis der Kommission bestätigt,
für Bußgelder bei Kartellrechtsver-
stößen von Töchtern auch die Mut-
tergesellschaft in Haftung zu neh-
men. Entscheidend sei, ob der Kon-
zern im Wettbewerb als Einheit auf-
trete, was zu vermuten sei, wenn
die Mutter an der Tochter zu (na-
hezu) 100 Prozent beteiligt ist. Das
läuft auf eine reine Zustandshaf-
tung der Mutter hinaus.

Das ist überwiegend auf scharfe
Kritik gestoßen. Eine Zurechnung
setze vielmehr voraus, dass die Mut-
ter an dem Verstoß der Tochter mit-
gewirkt oder diesen gekannt hat.
Die Mutter hafte also nur für eigenes
Verschulden. Bei Bußgeldern von
Hunderten Millionen Euro macht
das einen fundamentalen Unter-
schied. In der Konsequenz der Ent-
scheidungen läge es überdies, dass
nicht nur die Mutter für die Töchter,
sondern auch diese für die Mutter,
ja sogar Schwestergesellschaften für-
einander haften. Weiterungen auch
in anderen Rechtsgebieten wie dem
Steuer-, Bilanz-, Kapitalmarkt- und
Bankrecht wären nicht aufzuhalten.

Angesichts solch drastischer Kon-
sequenzen sollte der europäische
Gesetzgeber die Problematik der
Haftung im Konzern prüfen. Vor-
schläge dazu liegen auf dem
Tisch: vom Forum Europaeum Kon-
zernrecht, der High Level Group of
Company Law Experts und der Re-
flection Group On the Future of EU
Company Law (April 2011). Pau-
schale Konzepte wie wirtschaftli-
che Einheit (oder wie in der
Schweiz Konzernvertrauen) über-
zeugen ebenso wenig wie das
strikte, strafrechtlich bewehrte Ge-
bot vieler Mitgliedstaaten, nur im ei-
genen Unternehmensinteresse zu
handeln. Besser sind für die Töch-
ter die rechtliche Anerkennung des
Gruppeninteresses und für die Mut-
ter gruppenweite Verhaltens- und
Organisationspflichten samt Com-
pliance und Verschuldenshaftung.
Dabei wäre sicherzustellen, dass
nicht nationale Rechte und Auf-
sichtsbehörden die ausländische
Mutter hindern, von ihren ausländi-
schen Töchtern die nötigen Infor-
mationen zu bekommen und sie
entsprechend anzuweisen. Das ist
leider nicht selbstverständlich, wie
sich zuletzt in multinationalen
Bankkonzernen in der Finanzmarkt-
krise gezeigt hat.

Klaus J. Hopt ist Professor am
Max-Planck-Institut für Privatrecht
in Hamburg.

Vorteil Ehevertrag
Gefahr bei einer Scheidung: Auch immaterielle Werte eines Unternehmens erhöhen den Zugewinn.

Heide Schaumburg, Harald Schaumburg
Bonn

E s kommt immer wieder vor,
dass eine Kapitalgesellschaft
Kapitalanteile auf eine andere

Kapitalgesellschaft überträgt und
hierfür neue Anteile an der überneh-
menden Gesellschaft erhält. Diesen
Vorgang bezeichnet man als Anteils-
einbringung. In diesem Fall hat die
erwerbende Gesellschaft die einge-
brachten Anteile grundsätzlich mit
dem Verkehrswert (gemeiner Wert)
anzusetzen. Dieser Wert gilt bei der
einbringenden Gesellschaft als Ver-
äußerungspreis und bildet die
Grundlage für die Ermittlung des
Veräußerungsgewinns, auf den der
Fiskus steuerlich zugreift.

Die erwerbende Gesellschaft hat,
damit sie ihre eigene Steuerlast sen-
ken kann, ein Interesse daran, den

Wert möglichst hoch anzusetzen.
Die übertragende Gesellschaft ist
dagegen an einem möglichst niedri-
gen Wert interessiert, um den Ver-
äußerungsgewinn niedrig zu hal-
ten. In beiden Fällen bestimmt die
erwerbende Gesellschaft durch ih-
ren Wertsatz, welchen Veräuße-
rungsgewinn die übertragende Ge-
sellschaft zu versteuern hat.

Der Interessengegensatz tritt stär-
ker hervor, wenn die übertragenen
Anteile nicht zwingend mit dem
Verkehrswert bilanziert werden
müssen. Diese Möglichkeit gibt es,
wenn die Einbringung zur Stimmen-
mehrheit an der übernehmenden
Gesellschaft führt oder hierdurch
eine bereits bestehende Stimmen-
mehrheit aufgestockt wird (soge-
nannter qualifizierter Anteils-
tausch). Dann kann anstelle des Ver-

kehrswerts auf Antrag der Buch-
wert oder ein unter dem Verkehrs-
wert liegender Zwischenwert ange-
setzt werden. Auch hier ist der
Wert, den die erwerbende Gesell-
schaft für die Bilanzierung ihrer
neuen Anteile auswählt, für den
Veräußerungspreis und die Höhe
der Steuer der übertragenden Ge-
sellschaft verbindlich.

Diese Bindungswirkung an den
Wertansatz bei der übernehmen-
den Gesellschaft für die Höhe des
Veräußerungsgewinns besteht im-
mer. Dem Bundesfinanzhof zufolge
(Urteil vom 20.4.2011, Az.: I R 97/10)
gilt dies auch dann, wenn die über-
nehmende Gesellschaft und die Fi-
nanzverwaltung über den Verkehrs-
wert der Anteile oder die Ausübung
des Wahlrechts streiten und der
Wertansatz (und infolgedessen der

Veräußerungsgewinn) zu einem spä-
teren Zeitpunkt korrigiert wird.

Die übertragende Gesellschaft
sollte sich daher bei der Einbrin-
gung der Anteile durch die überneh-
mende Gesellschaft eine bestimmte
Ausübung des Wahlrechts oder ei-
nen bestimmten Wertansatz zivil-
rechtlich zusichern lassen. Hält sich
die übernehmende Gesellschaft
nicht an diese Vereinbarung und
muss die übertragende Gesellschaft
einen höheren Veräußerungsge-
winn versteuern, verbleibt ihr dann
wenigstens ein Schadensersatzan-
spruch.

Dr. Heide Schaumburg ist Vizepräsi-
dentin des Finanzgerichts a.D.;
Prof. Dr. Harald Schaumburg ist
Rechtsanwalt und Fachanwalt für
Steuerrecht.

Votum:
Haftung im
Konzernoffenbart
Lückendes
Europarechts

SteuerthemaderWoche:
WennbeimAnteilstauschder Erwerber dieHöheder Steuer bestimmt
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„Unternehmer, die
keinen Ehevertrag

abschließen,
riskieren bei

einer Scheidung
die Firma.“

Heidi Kluth
BVUnternehmerfrauen
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